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Rechtskonferenzen sowie Erfahrungsaustausche und Lei­
stungsvergleiche sind Voraussetzung für dauerhafte Er­
folge.

Gerd-Axel Sachse: Die Rechtsarbeit im Ministerium für Bau­
wesen wirkt bis in den letzten Kreis der Republik. Das 
kennzeichnet das Maß unserer Verantwortung. Ich will kurz 
einige bewährte Methoden unserer Tätigkeit skizzieren. Die 
Rechtsstelle des Ministeriums bemüht sich um eine regel­
mäßige schwerpunktorientierte Anleitung und Hilfe gegen­
über den Justitiaren der zentralgeleiteten Baukombinate 
und Betriebe, der Bezirksbauämter und der Erzeugnisgrup­
penverbände. Zusätzlich führen wir jährlich Weiterbildungs­
lehrgänge für Juristen aus dem Bauwesen der Republik 
durch. Diese Veranstaltungen tragen wesentlich zur Quali­
fizierung der Rechtsarbeit insgesamt bei und lösen rechts­
erzieherische Aktivitäten in beträchtlichem Umfang aus. 
Für unverzichtbar hat. sich das System erwiesen, in den Be­
trieben und Kombinaten Rechtsanalysen regelmäßig aufzu­
stellen. Dabei geht es um solche Bilanzen, die ausweisen, wie 
Gesetzlichkeit, Ordnung und Sicherheit als produktivitäts­
fördernde Faktoren wirkten — oder, was ja auch möglich 
ist —, wie Rechtsverletzungen bzw. Disziplinwidrigkeiten, 
Unordnung und Schlamperei zu gesellschaftlichen Verlusten 
führten oder Gefährdungssituationen hervorriefen. Auf diese 
Weise gelang es u. a. auch, die auf Vermeidung von Unfällen 
und Verlusten gerichtete Arbeitsinitiative des sowjetischen 
Baubrigadiers В а s s о w in allen Baubereichen der Republik 
einzuführen. In den zentralgeleiteten Kombinaten des Bau­
wesens beteiligen sich z. B. 86,6 Prozent aller Produktions­
kollektive an dieser in den sozialistischen Wettbewerb einbe­
zogenen Initiative. Die Anzahl der unfallfrei arbeitenden 
Kollektive hat sich dadurch um 2 878 erhöht, und die melde­
pflichtigen Arbeitsunfälle gingen im Vorjahr auf 6 Prozent 
zurück. Durchgesetzt wird auch, daß Rechenschaftslegungen 
zu diesen Fragen vor dem jeweils übergeordneten Leiter 
stattfinden.

Auf diese Weise sorgen wir für eine Atmosphäre der Un­
duldsamkeit gegenüber Mängeln und für aktuelle Informa­
tion beim Auftreten vermeidbarer Verluste.

Unsere jährliche Gesamtanalyse vermittelt dem Minister 
und seinem Leitungskollektiv umfassende Hinweise zum 
Stand der Gesetzlichkeit. Sie führt zu- Leitungsentscheidun­
gen, zur steten Aktualisierung der Rechtsarbeit, zur Einlei­
tung von Maßnahmen gegenüber zurückbleibenden Berei­
chen wie andererseits natürlich zur Belobigung und Verall­
gemeinerung guter Ergebnisse. Das trifft z. B. aktuell auf 
die verbindliche Verallgemeinerung der im Baukombinat 
Leipzig entwickelten „Garantie für Arbeitssicherheit“ zu. 
Sie führt den „Bassow-Gedanken“ weiter und ist darauf ge­
richtet, für die bauausführenden Kollektive bereits techno­
logisch umfassende Voraussetzungen und Bedingungen für 
ein sicheres und erschwernisfreies Arbeiten zu schaffen.
NJ: Wenn es im Rahmen dieses Gesprächs eine Art Schluß­
betrachtung mit dem Blick auf die weiter zu lösenden Auf­
gaben gibt, worauf würden Sie hinweisen? Vielleicht sollte 
versucht werden, das in ganz kurzer Form zu skizzieren.
Helmut Krause: Ich möchte, daß in unserem Betrieb der Ti­
telkampf „Betrieb der ausgezeichneten Qualitätsarbeit“ und 
der Kampf um das Gütezeichen „Q“ mit den Aufgaben der 
Ordnung und Sicherheit gekoppelt wird. Ich werde darauf 
achten, daß analytische Arbeit nicht vernachlässigt und der 
„Monat der höchsten Sicherheit“ regelmäßig durchgeführt 
wird. Ich bin für eine konsequente Durchsetzung der ar­
beitsrechtlichen materiellen Verantwortlichkeit.

Dr. Rolf Ziegler: Wir konzentrieren uns auf die schon von 
mir genannten Schwerpunkte in der Rechtsarbeit des Kom­
binats, d.h.: m

— Die politisch-ideologische Arbeit ist wirksam, planmäßig 
und konsequent auf die Sicherung einer stabilen Versor­
gung, auf die Herausbildung des Eigentümerbewußtseins 
und der Verantwortung für die Erfüllung der Arbeits­
aufgaben, auf die komplexe Durchsetzung von Ordnung 
und Sicherheit zu richten.

— Es sind Voraussetzungen für die ideologische und kader­
mäßige Stärkung in Schwerpunktberedchen des Handels 
und des Warenumschlags zu schaffen.

— Die Leiter sind für die Durchsetzung des sozialistischen 
Rechts zu befähigen, und begünstigende Umstände für 
Rechtsverletzungen sind zu beseitigen.

— Die Einheit von Kontrollfeststellung und Mitwirkung bei 
der Veränderung ist zu sichern.

— Im Rahmen der territorialen Zusammenarbeit sind Wach­
gemeinschaften zu bilden.

Horst Pohl: Trotz der bisher erreichten Ergebnisse in der 
Stadt Gera werden in den nächsten Jahren einige Probleme 
grundsätzlich zu klären sein. Das betrifft z. B. die konse­
quente Durchsetzung der Stadtordnung. Schon im Prozeß 
der Ausarbeitung der neuen Ordnung kommt es darauf an, 
möglichst alle Bürger zu erreichen und ihnen im Gespräch 
das Anliegen zu erklären bzw. ihre Hinweise zu prüfen und 
im gegebenen Fall mit in die Stadtordnung einzuarbeiten.

Nach Annahme der Stadtordnung durch die Stadtverord­
netenversammlung Gera ist der Prozeß der Information und 
Erläuterung des neuen Dokumentes intensiv weiterzuführen. 
In allen Kombinaten, Betrieben und Einrichtungen bzw. 
Wahlkreisen der Stadt Gera sind unter Verantwortung der 
jeweiligen Leiter diesbezüglich Aktivitäten auszulösen. Die 
Abgeordneten der ständigen Kommissionen und der Abge­
ordnetengruppen in den Wahlkreisen und die Justiz- und 
Sicherheitsorgane werden in diesen Prozeß eng mit einbe­
zogen. Ziel ist es, daß immer mehr Bürger die Satzungen der 
Stadtordnung bewußt und freiwillig einhalten und nicht zu­
letzt mit den Organen des Staates um ihre Durchsetzung 
kämpfen. Dies ist eine entscheidende Voraussetzung zur 
konsequenten Gewährleistung von Ordnung, Disziplin, Si­
cherheit und Sauberkeit in der Stadt Gera. Es kommt darauf 
an, die jetzt noch mitunter vorhandene Kluft zwischen Be­
schluß und Realität zu überwinden. Letztlich werden wir 
vom Bürger nicht daran gemessen, ob wir gute Beschlüsse 
fassen, sondern daran, wie sie im Leben verwirklicht wer­
den.

Weitere Probleme haben wir bei der Arbeit mit beson­
deren Personengruppen zu lösen. Dies trifft z. B. auf die 
weitere kontinuierliche Gewinnung von ehrenamtlichen 
Mitarbeitern für die Betreuung und Erziehung von kriminell 
gefährdeten Bürgern im Freizeitbereich zu. Es ist unser Ziel, 
jedem kriminell gefährdeten Bürger einen ehrenamtlichen 
Betreuer zur Seite zu stellen.

Schließlich möchte ich auch noch auf die Bedeutung der 
Kommunalverträge für diesen heute hier behandelten Auf­
gabenkomplex hinweisen. § 4 GöV weist ausdrücklich auf 
die Verantwortung der Räte hierzu hin. Unsere Erfahrun­
gen sagen, daß es gut gelingt, die Betriebe, d . h .  die Werk­
tätigen der Betriebe, enger an die Arbeit zur Erhöhung der 
Ordnung, Sauberkeit und Sicherheit in den Wohngebieten 
heranzuführen. Hier haben wir noch Reserven, die in ge­
meinsamer Verantwortung zu erschließen sind.

Edmund Zellmer: Für die Arbeit im Kreis Hagenow möchte 
ich darauf orientieren, die Volksaussprache in Vorbereitung 
des XI. Parteitages zu nutzen, um allen Bürgern noch be­
wußter zu machen, daß unsere Republik mittels des sozia­
listischen Rechts, einer hohen Ordnung und Sicherheit poli­
tisch und ökonomisch gestärkt wird und so die Garantie für 
soziale Sicherheit und Geborgenheit sich wesentlich erhöht. 
Dazu sollten die Räte der Städte und Gemeinden, die Leiter 
der Betriebe und die Vorsitzenden der Genossenschaften 
durch Maßnahmen des Rates des Kreises so befähigt werden, 
daß aile Leiter und Leitungen selbst vorbildliche Rechtsarbeit 
leisten und die Werktätigen zu hohen Leistungen im sozia­
listischen Wettbewerb mobilisieren, damit sie sich noch enga­
gierter für die Festigung unserer sozialistischen Rechtsord­
nung und die Durchsetzung der Rechtsnormen einsetzen.

In diesem Zusammenhang halte ich es auch für erforder­
lich, noch planmäßiger und zielstrebiger Führungsbeispiele 
zu organisieren, deren Ergebnisse zu analysieren und sie 
verbindlich zu verallgemeinern.

Dr. Uwe Doß: Ich will mich nicht wiederholen. Für uns im 
Kreis Halberstadt geht es um die Fortsetzung und den Aus­
bau des beschrittenen Weges.

Wir haben dazu klare Beschlüsse zur längerfristigen Ar­
beit, eine den Annaberger Erfahrungen entsprechende Orien­
tierung auf die Arbeit mit Führungsbeispielen. Hier kommt 
es darauf an, daß die Volksvertretungen, die ständigen Kom­
missionen, die Abgeordneten und die Räte konsequent die 
Erfüllung der Aufgaben im engen Zusammenwirken mit an­
deren Organen und gesellschaftlichen Organisationen, so spe­
ziell den Sicherheits- und Justizorganen, organisieren und 
kontrollieren.

Auch ich sehe für die weitere Arbeit in der Erhöhung der 
Wirksamkeit der politisch-ideologischen Arbeit eine wichtige 
Voraussetzung zur Festigung von Ordnung, Sicherheit und 
Gesetzlichkeit. Dabei gilt es, unter Führung der Kreisleitung 
der SED alle gesellschaftlichen Kräfte zu aktivieren und ihre 
Potenzen umfassend zu nutzen. Die Einheit von Befähigung, 
Aufklärung, Hilfe und Kontrolle ist stets zu gewährleisten. 
Ordnung und Sicherheit müssen bewußt genutzt werden, um 
die Volkswirtschaft und unsere ökonomische Basis zu stär-


